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Rundbrief 12/2021                                  22.12.2021


Krankenhäuser müssen mehr Betten für die Behandlung von COVID-19-Patienten freihalten
(MSGIV, Pressemitteilung vom 08.12.2021)

Immer mehr Krankenhäuser stoßen wegen der weiter steigenden Zahl von COVID-19-Patientinnen und Patienten an die Belastungsgrenze. Innerhalb von Brandenburg müssen immer mehr Patientinnen und Patienten in andere Krankenhäuser verlegt werden. Besonders die Lage im Süden Brandenburgs spitzt sich zu. Deshalb müssen die Krankenhäuser im Land Brandenburg mehr Betten für die Versorgung von COVID-Patientinnen und Patienten freihalten. Die seit dem 24. November 2021 geltenden Regelungen zu den Freihaltekapazitäten wurden nun vom Gesundheitsministerium per Allgemeinverfügung geändert. Seit dem 07.12.2021 müssen die Krankenhäuser mindestens 20 Prozent (bisher 10 Prozent) der tatsächlich betreibbaren Betten auf den Normalstationen und mindestens 30 Prozent (bisher 15 Prozent) der intensivmedizinischen Betten mit Beatmungsmöglichkeit für die Versorgung von COVID-19-Patienten freihalten. Krankenhäuser dürfen planbare Aufnahmen, Operationen und Eingriffe damit nur unter der Voraussetzung durchführen, dass die festgelegten Freihaltekapazitäten eingehalten werden. 
Ministerin Nonnemacher ehrt erste Frauenbeauftragte für Behinderte im Land Brandenburg
(MSGIV, Pressemitteilung vom 08.12.2021)

Die Studie „Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit Behinderungen in Deutschland“ zeigt, dass Frauen mit Lernschwierigkeiten in Einrichtungen der Behindertenhilfe sehr häufig strukturelle Gewalt erfahren und mindestens 25% der Betroffenen auch bereits Opfer sexualisierter Gewalt wurden. Zudem stellt die Studie eindeutig fest, dass Frauen und Mädchen mit Behinderung bislang unzureichend vor Gewalt geschützt sind und entsprechend niedrigschwellige, zielgruppenspezifische Angebote bereitgestellt werden müssen. In den letzten drei Jahren haben 65 Frauen erfolgreich ihre Ausbildung zur Frauenbeauftragten bzw. deren Unterstützerin in der Caritas-Werkstatt St. Johannesberg in Oranienburg und im Haus St. Norbert vom Deutschen Orden in Michendorf absolviert. Ministerin Ursula Nonnemacher gratulierte am 8. Dezember Frauen mit und ohne Behinderungen, die erfolgreich ihre Ausbildung zur Frauenbeauftragten oder deren Unterstützerin in Werk- und Wohnstätten der Eingliederungshilfe in Brandenburg absolviert haben. Gemeinsam mit Landesgleichstellungsbeauftragter Manuela Dörnenburg und Landesbehindertenbeauftragter Janny Armbruster übergab sie in feierlichem Rahmen in der Staatskanzlei die Abschlussurkunden. Gewalt gegen Frauen mit Behinderungen ist ein Menschenrechtsthema. Das Land Brandenburg wird sich auch weiterhin bei diesem Thema engagieren. 
Corona-Regeln: Warum reicht der gelbe Impfpass als Nachweis nicht mehr aus?
(MSGIV, Pressemitteilung vom 09.12.2021)

Am 24. November 2021 trat die aktuell gültige Zweite SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung in Kraft. Mit ihr gilt folgende Änderung: Ein Nachweis für die Impfung, z.B. für den Zugang zu 2G-Veranstaltungen, Gaststätten, Geschäften oder zum Friseur, ist nur noch mit einem QR-Code, ausgedruckt oder in einer App, möglich. Grund ist die bessere Überprüfbarkeit der digitalen COVID-Zertifikate. Nicht mehr ausreichend ist dagegen die Vorlage des gelben Impfpasses, da dieser sich nicht zur digitalen Anwendung eignet. Leider sind auch viele gefälschte gelbe Impfpässe im Umlauf. Um gefälschten Impfnachweisen vorzubeugen, wurde in der Corona-Verordnung klagestellt, dass der Nachweis von Geimpften und Genesenen als digitales COVID-Zertifikat der EU vorgezeigt werden muss. Diese Regelung gilt auch in anderen Bundesländern, z.B. in Berlin, Baden-Württemberg und im Saarland. Veranstalter und Gewerbetreibende sind verpflichtet, mit einer Prüf-App (CovPassCheck-App) den QR-Code zu scannen. Es reicht nicht aus, sich den QR-Code nur anzuschauen. 
195 Geflüchtete in Brandenburg angekommen
(MSGIV, Pressemitteilung vom 17.12.2021)

Brandenburg hat 195 besonders schutzbedürftige Geflüchtete, die vor Gewalt und Krieg in ihren Heimatländern Syrien, Jemen, Irak, Sudan oder Libyen nach Jordanien geflohen sind, aufgenommen. Darunter sind 107 Minderjährige. Die Einreise erfolgte vom 2. bis zum 16. Dezember 2021. Die Geflüchteten, darunter 34 Familien und 11 Einzelpersonen, wurden auf alle Landkreise und die Stadt Potsdam verteilt. Sie wurden in einem mehrstufigen Verfahren und in Zusammenarbeit mit dem UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR und der Internationalen Organisation für Migration ausgewählt. Es sind die ersten Geflüchteten, die im Rahmen des humanitären „Landesaufnahmeprogramms Jordanien“ in Brandenburg angekommen sind. Der Landtag hatte dieses Aufnahmeprogramm im August 2020 beschlossen. Im kommenden Jahr will Brandenburg weitere 200 besonders schutzbedürftige Geflüchtete aus Jordanien aufnehmen. 
Neue Studie untersucht Folgen der Pandemie auf die psychische Gesundheit von Kindern in Brandenburg
(MSGIV, Pressemitteilung vom 20.12.2021)

Nach der bundesweiten COPSY-Studie (Corona und PSYche) zu den psychischen Folgen der Corona-Krise durch das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf wird es eine Folgestudie „Seelische Gesundheit und psychische Belastungen von Kindern und Jugendlichen für das Land Brandenburg geben. Dafür werden ab sofort bis Ende des Jahres rund 7.100 zufällig ausgewählte Brandenburger Familien angeschrieben und um Teilnahme an einer Online-Befragung gebeten. Der Online-Fragebogen umfasst Fragen zum Umgang der Kinder mit der Krisensituation, Fragen zu den Bereichen Schule, Freunde und Familie, zu psychischen Problemen wie Ängsten und Depressionen und zu psychosomatischen Beschwerden. Auch das Familienumfeld, der Medienkonsum und Ernährungsgewohnheiten werden beleuchtet. Die Ergebnisse der Brandenburger COPSY-Studie sollen Ende März 2022 veröffentlicht werden. 
Arbeit der Verbraucherzentrale ist unverzichtbar
(MSGIV, Pressemitteilung vom 20.12.2021)

Verbraucherschutzministerin Ursula Nonnemacher hat dem Vorstand und der Geschäftsführung der VZB (Verbraucherzentrale Brandenburg) den Bescheid für die institutionelle Förderung im Jahr 2022 mit Landesmitteln in Höhe von rund 2,3 Millionen Euro übergeben. Damit steht die Verbraucherzentrale den Brandenburger*innen weiterhin als kompetente Anlaufstelle in allen Verbraucherfragen zur Verfügung. Die Förderung durch das Land sichert die Beratung in den Beratungsstellen vor Ort, per E-Mail, Video oder am Telefon ab. Bei Bedarf werden kollektive Verbraucherinteressen auch in Rechtsstreitigkeiten vertreten. Die allgemeinen Rechtsberatungen stehen auch in 2022 im Mittelpunkt der Tätigkeit der Verbraucherberater*innen. 

Koalitionsvertrag der Ampel-Parteien für die nächsten vier Jahre 
(BAG SELBSTHILFE, LAG-Dienst Nr. 87/21)
An erfreulich vielen Stellen haben die Koalitionäre Anliegen chronisch kranker und behinderter Menschen aufgegriffen, für die sich auch die BAG SELBSTHILFE nachdrücklich eingesetzt hatte. So ist es aus Sicht der BAG SELBSTHILFE sehr erfreulich, dass an vielen Stellen im Vertrag auf die Notwendigkeit hingewiesen wird, die Barrierefreiheit zu verbessern oder durchzusetzen. Die Koalitionäre wollen sich dafür stark machen, dass Deutschland in allen Bereichen des öffentlichen und privaten Lebens, vor allem aber bei der Mobilität (u.a. bei der Deutschen Bahn), beim Wohnen, in der Gesundheit und im digitalen Bereich, barrierefrei wird. Pressekonferenzen und öffentliche Veranstaltungen von Bundesministerien und nachgeordneten Behörden sowie Informationen zu Gesetzen und Verwaltungshandeln sollen in Gebärdensprache übersetzt und untertitelt werden. Angebote in leichter bzw. einfacher Sprache sollen ausgeweitet werden. Dazu soll ein Sprachdienst in einem eigenen Bundeskompetenzzentrum Leichte Sprache/ Gebärdensprache eingerichtet werden. Ein weiterer Punkt ist die Integration von Menschen mit Behinderungen in den Arbeitsmarkt. Neu geschaffene einheitliche Ansprechstellen für Arbeitgeber sollen weiterentwickelt werden und eine vierte Stufe der Ausgleichsabgabe für jene eingeführt werden, die trotz Beschäftigungspflicht keinen Menschen mit Behinderungen beschäftigen. Die Angebote von Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) sollen stärker auf die Integration sowie die Begleitung von Beschäftigungsverhältnissen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt ausgerichtet werden. Vorgesehen ist auch eine Reform des Schwerbehindertenausweises. Im Rahmen des regelmäßigen Umtauschs des klassischen Schwerbehindertenausweises wird dieser auf den digitalen Teilhabeausweis umgestellt. Weitere Punkte sind die Stärkung der Patientenvertretung, die Elektronische Patientenakte oder die Offenlegung der Servicequalität der Krankenkassen. Diese erhalten zukünftig verstärkt die Möglichkeit, ihren Versicherten auch finanzielle Boni für die Teilnahme an Präventionsprogrammen zu gewähren. Für die dringend erforderliche Reform der Pflege werden wichtige Punkte angesprochen, welche die BAG SELBSTHILFE auch als Forderungen im Bündnis für gute Pflege an die Politik gerichtet hatte. Ein Punkt ist hier die Ergänzende Vollversicherung. Die Koalitionäre wollen prüfen, ob die soziale Pflegeversicherung um eine freiwillige, paritätisch finanzierte Vollversicherung ergänzt werden kann, die die Übernahme der vollständigen Pflegekosten umfassend absichert. Eine Expertenkommission soll bis 2023 konkrete Vorschläge vorlegen, die generationengerecht sind. Grundsätzlich soll es eine „große“ Reform der Krankenhausfinanzierung geben. Für die Versorgung von Menschen mit Langzeitfolgen von Covid und ME/FCS soll ein bundesweites Netzwerk von Kompetenzzentren und von interdisziplinären Ambulanzen geschaffen werden. Die psychotherapeutische und psychiatrische Versorgung soll sowohl in ambulanter als auch in stationärer Hinsicht verbessert werden, etwa durch eine Reform der Bedarfsplanung. 
Therapie mit monoklonalen Antikörpern bei Covid-19
(BAG SELBSTHILFE, E-Mail vom 26.11.2021)
Das Bundesministerium für Gesundheit hat vor geraumer Zeit ca. 200.000 Dosen monoklonaler Antikörper zur Behandlung einer SARS-CoV-2-Infektion bis spätestens 7 Tage nach Symptombeginn geordert. Die Gabe wird insbesondere bei Patienten mit chronischen Vorerkrankungen empfohlen. Zu den chronischen Vorerkrankungen zählen:
· Trisomie 21

· Herzkreislauferkrankungen

· Lungenerkrankungen

· Diabetes Typ 1 und 2

· Nierenerkrankungen speziell Dialysepflicht

· Lebererkrankungen

· Neurologisch-psychiatrische Erkrankungen, Demenz

Obwohl sich wegen der Bestellung durch das Bundesministerium keine Kostenproblematik im Verordnungsgeschehen ergibt, werden die Präparate nur höchst selten von den niedergelassenen Ärzten verordnet. 
Studie des BMAS: Beratungs- und Unterstützungsbedarfe von Eltern bzw. Familien mit Kindern mit Beeinträchtigungen 
(BAG SELBSTHILFE, E-Mail vom 03.12.2021)
Die INFO GmbH Markt- und Meinungsforschung führt im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales eine Studie durch, die die täglichen Herausforderungen im Umgang mit Kindern mit besonderem Hilfe-, Betreuungs- oder Förderbedarf zum Thema hat und bittet um Unterstützung durch das Ausfüllen eines Fragebogens. Das Projekt soll grundlegende Fragestellungen aus der Sicht der betroffenen Eltern untersuchen. Zielgruppe sind leibliche, Adoptiv- oder Pflegeeltern, bei denen mindestens ein Kind mit Behinderungen, chronischen Erkrankungen oder sonstigem besonderen Unterstützungs- und Förderbedarf lebt. Die Teilnahme an der Studie ist freiwillig. Die Datenerhebung und Auswertung erfolgen vollständig anonymisiert. Weitere Informationen unter https://d171.keyingress.de/?i_survey=104__c40d2f0acbc310e45f7baad4926b9477
Stellungnahme der BAG SELBSTHILFE zum Gesetz zur Stärkung der Impfprävention gegen Covid-19
(BAG SELBSTHILFE, E-Mail vom 10.12.2021)
Die BAG SELBSTHILFE begrüßt die Einführung einer einrichtungs- und berufsbezogenen Impfpflicht zum Schutz von vulnerablen Personengruppen nachdrücklich, auch wenn sie es natürlich gleichzeitig auch bedauert, dass eine solche Verpflichtung – wegen der zu geringen Impfquote – überhaupt notwendig geworden ist. Für wichtig und begrüßenswert hält die BAG SELBSTHILFE ferner die vorgesehene Einbeziehung weiterer Berufsgruppen wie Zahn-, Tierärzte und Apotheker, um die Impf- und Boosterkampagne beschleunigt und niedrigschwellig voranzutreiben. Die BAG SELBSTHILFE bittet um Verlängerung der Erhöhung der Pflegehilfsmittelpauschale, da diese zum 31.12.2021 ausläuft. Pandemiebedingt haben die Betroffenen und ihre pflegenden Angehörigen nach wie vor deutlich höhere Kosten zu tragen, um sich selbst oder ihre Angehörigen zu schützen, etwa durch den Einkauf von FFP2 Masken. 

Beratung des LASV mit den Verbänden von Menschen mit Behinderung und den Sozialverbänden
(Pressemitteilung vom 25.11.2021)
Auf Einladung des Landesamtes für Soziales und Versorgung (LASV) kamen am 12.11.2021 im Potsdamer Landtag die Brandenburger Verbände der Menschen mit Behinderungen und die Sozialverbände unter Einhaltung der geltenden Abstands- und Hygieneregelungen zusammen. Die jährlich vom LASV veranstaltete Verbändeberatung hat bereits Tradition. Mit Grußworten eröffnete die Sozialministerin Ursula Nonnemacher die Veranstaltung. Die Vortragsreihe wurde mit dem Thema „Das Bundesteilhabegesetz – Aktueller Umsetzungsstand im Land Brandenburg“ eröffnet. Als Fazit wurde festgehalten, dass die Umsetzung des BTHG für alle Akteure nach wie vor eine Mammutaufgabe ist. Einen wertvollen Beitrag zur Barrierefreiheit im Internet haben Herr Schuster von der Durchsetzungsstelle für digitale Barrierefreiheit sowie Herr Purps von der Überwachungsstelle für barrierefreie Informationstechnik geboten. In ihrem gemeinsamen Vortrag stellten sie neben rechtlichen Grundlagen die Kategorien digitaler Barrieren vor und erklärten, welche digitalen Hilfsmittel Menschen mit Behinderungen unterstützen. Einen weiteren Themenschwerpunkt war die Kostenübernahme für eine notwendige Arbeitsassistenz durch das Integrationsamt. Diese wird als Leistung der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben gewährt. Arbeitsassistenz ermöglicht Menschen die Teilhabe am Arbeitsleben, wenn sie aufgrund ihrer Schwerbehinderung Hilfestellung bei der Arbeitsausführung benötigen, ansonsten aber in der Lage sind, ihre arbeitsvertraglichen Pflichten zu erfüllen. 
Sonderregelung für Pflegehilfsmittel nur noch bis Jahresende 
(EU-Schwerbehinderung vom 02.12.2021)
Der Bundesrat hat die teilweise Verlängerung von bisher befristeten Unterstützungsleistungen für Pflegebedürftige bis 31. März 2022 beschlossen. Aus der Verordnung geht hervor, dass folgende Sonderregelungen bis 31. März 2022 ihre Gültigkeit behalten sollen: 
Flexiblere Nutzung des Entlastungsbetrags in Höhe von 125 Euro für notwendige Hilfen z.B. durch Nachbarn (gilt bei Pflegegrad 1 in häuslicher Pflege). Die Pflegegradbestimmung findet wieder vor Ort statt, kann jedoch im Einzelfall auch weiterhin telefonisch erfolgen. Die Beratungsbesuche für Pflegegeldempfänger müssen verpflichtend abgerufen werden, dürfen allerdings auch weiterhin telefonisch stattfinden. 20 statt 10 Tage Freistellung, um die Pflege eines Angehörigen zu organisieren. Das Pflegeunterstützungsgeld dient als Lohnersatz. Kurzfristige und flexible Reduzierung der Arbeitszeit zugunsten der Familienpflegezeit. 
Nicht verlängert worden sind folgende Regelungen: 

Die Pauschale für Pflegehilfsmittel zum Verbrauch, wie Mundschutz und Desinfektionsmittel, wird von 60 Euro wieder auf 40 Euro gesenkt. Nicht genutzte Entlastungsbeträge aus 2019/2020 verfallen zum Jahresende. Beträge aus 2021 verfallen wie gewohnt im Juni. 
Intensivmedizinische Versorgung muss diskriminierungsfrei sein
(Deutsches Institut für Menschenrechte, Pressemitteilung vom 25.11.2021)
Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat seine Forderung erneuert, Menschen mit Behinderungen und ältere Menschen unbedingt einen gleichberechtigten und diskriminierungsfreien Zugang zu intensivmedizinischer Gesundheitsversorgung zu gewähren. Angesichts steigender Hospitalisierungsraten und Warnungen aus der Ärzteschaft vor drohenden Triage-Situationen braucht Deutschland dringend grund- und menschenrechtlich begründete Prinzipien als Grundlage für Entscheidungen über die Verteilung intensivmedizinischer Ressourcen. Bisher können Ärztinnen und Ärzte bei medizinischen Versorgungsengpässen für die Triage nur auf die unverbindlichen Empfehlungen der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) als Entscheidungsgrundlage zurückgreifen. Diese DIVI-Kriterien stellen jedoch für Menschen mit Behinderungen und ältere Menschen eine mittelbare Diskriminierung dar, da sie von den Kriterien wie Lebenszeiterwartung und Gebrechlichkeit wesentlich häufiger betroffen sind als andere Personen. Die Bewertung von Menschenleben sei mit der Würde des Menschen nach Artikel 1 Absatz 1 Grundgesetz unvereinbar und deshalb verfassungswidrig. Selbst eine absehbar kurze Lebensdauer ist deshalb kein Grund, einem Menschen intensivmedizinische Versorgung zu versagen. Der neue Bundestag muss dies dringend gesetzlich klarstellen und regeln, welche Aspekte für die Auswahl der zu versorgenden Patientinnen und Patienten eine Rolle spielen dürfen. Das Institut empfiehlt zudem, die intensivmedizinischen Kapazitäten auszubauen, um Versorgungsengpässe von vornherein zu vermeiden. Dazu müssten langfristig mehr Ressourcen ins Gesundheitssystem fließen und die Arbeitsbedingungen verbessert werden. 
Impfdiskussion spaltet die Gesellschaft 
(ots-news aktuell vom 25.11.2021)
Im Oktober 2021 wurde im Auftrag der pronova BKK die Studie “Generation Z & Health – junge Erwachsene und Gesundheit in der Corona-Pandemie“ durchgeführt. Bundesweit wurden 1.000 Jugendliche und junge Erwachsene im Alter von 16 bis 29 Jahren repräsentativ online befragt. Junge Menschen in Deutschland sind angesichts der Corona-Pandemie zerrissen. Einerseits lehnen sie Druck und Ausgrenzung ab, andererseits sehen sie die Impfpflicht als notwendige Maßnahme. So stimmen rund sieben von zehn jungen Menschen der Generation Z für eine Corona-Impfpflicht für alle Erwachsenen. Ebenso viele unterstützen die Vorschrift zur Immunisierung nur für bestimmte Berufsgruppen. 63 Prozent der 16- bis 19- Jährigen sind für eine Impfpflicht in ihrer eigenen Altersgruppe. Am meisten fürchten die 16- bis 29- Jährigen die Ausgrenzung. Auch wenn sie mehrheitlich für eine Impfpflicht stimmen, fordern sie gleichzeitig mehr Toleranz gegenüber Ungeimpften. Nicht nur innerhalb der Generation Z sind die Meinungen zum Impfen verschieden, das Thema halten die jungen Deutschen für so kontrovers, dass 73 Prozent der Befragten eine Spaltung der Gesellschaft befürchten. 
Selbsthilfegruppenjahrbuch 2021 erschienen
(NAKOS Newsletter Dezember 2021)
Das Selbsthilfegruppenjahrbuch 2021 ist erschienen und online verfügbar. Mehrere Beiträge widmen sich u.a. den kreativen Ansätzen von Selbsthilfegruppen und Selbsthilfeunterstützenden in Zeiten der Pandemie. Neben vielen persönlichen Einblicken werden die Entwicklungen und Herausforderungen der Selbsthilfeunterstützung in Zeiten der Corona-Pandemie basierend auf den Ergebnissen ihrer bundesweiten Befragung von Selbsthilfekontaktstellen beschrieben. Selbsthilfegruppen sind eine wichtige seelische Stütze in der Pandemie. Selbsthilfekontaktstellen sind verlässliche Berater zum digitalen Austausch und klären über Möglichkeiten von Gruppentreffen auf. Außerdem beantworten sie Anfragen bei psychischen Problemen und unterstützen die Gründung neuer Gruppen. Das Jahrbuch gibt einen Einblick in das Projekt “Taubblind sein – Selbsthilfe leben lernen“ zur Stärkung der familienorientierten Selbsthilfe. Es zeigt neue Wege in der Gestaltung der Selbsthilfe auf: Stichwort Generationenwechsel. Wissenschaftliche Beiträge zur Netzwerkevaluation in Selbsthilfeorganisationen sowie zur Patientenbeteiligung und -vertretung durch die Krebs-Selbsthilfe runden das Selbsthilfegruppenjahrbuch 2021 ab. 
Link zum Selbsthilfegruppenjahrbuch 2021: www.dag-shg.de
Rosa Rezept – Neue Regelungen
(mobil 6-2021)
Rezepte für Arzneimittel, die von den gesetzlichen Krankenkassen übernommen werden, sind seit dem 3. Juli 2021 nur noch 28 Tage lang gültig. Vorher konnten Patienten das sogenannte „rosa Rezept“ einen ganzen Monat lang einlösen. Änderungen gibt es auch bei Wiederholungsrezepten. Das ist besonders für Menschen von Bedeutung, die eine kontinuierliche Versorgung mit bestimmten Arzneimitteln benötigen. Der Arzt muss auf dem Rezept kenntlich machen, dass er eine Wiederholungsverordnung ausstellen will. Nach der Erstabgabe des Medikaments kann die Apotheke das Arzneimittel dann innerhalb von 365 Tagen noch bis zu dreimal abgeben. 
G-BA vereinfacht Regeln für Reha-Verordnungen
(aerzteblatt.de vom 16.12.2021)
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat neue Regeln für die Verordnung von Rehabilitationsleistungen beschlossen. Verordnen niedergelassene Ärzte künftig Versicherten ab 70 Jahren eine geriatrische Rehabilitation, prüfen die Krankenkassen nicht mehr, ob die Maßnahme medizinische erforderlich ist. Dafür erfassen die verordnenden Ärzte künftig anhand festgelegter Kriterien den medizinischen Bedarf der geriatrischen Rehabilitation und geben dies auf dem Antrag an. Außerdem sollen Patienten künftig einfacher eine Anschlussrehabilitation erhalten, also eine Rehabilitation nach einem Krankenhausaufenthalt. Bei bestimmten Krankheitsbildern soll ebenfalls die Vorabprüfung durch die Krankenkassen entfallen. Das gilt bei erheblichen funktionalen Einschränkungen der Patienten, die bereits vor einer stationären Behandlung bestehen und bei denen der Krankenhausaufenthalt oft mit schweren Verläufen und Komplikationen einhergeht. Zu den dafür in Frage kommenden Fallkonstellationen gehören z.B. Erkrankungen des Herzens und des Kreislaufsystems, Krebserkrankungen sowie die Behandlungen des Bewegungsapparats, der Atmungsorgane und neurologische Erkrankungen. Grundvoraussetzung bleibt, dass bei Versicherten die Voraussetzungen für eine Rehabilitation vorliegen. Der G-BA-Beschluss tritt nach rechtlicher Prüfung durch das Bundesgesundheitsministeriums frühestens Anfang Juli 2022 in Kraft. [image: image4.jpg]© LASV
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